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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gespräche mit dem Bundespräsidenten und einer Delegation des
Bundesrats über wichtige anstehende Geschäfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespräche, um
über zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien über mögliche
Lösungsansätze zu verhandeln. 

Mitte Februar, kurz vor der Frühjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundespräsident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien über die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister Ignazio Cassis informierte über den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und über das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter über die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte über die Konjunkturlage und über die
geplanten Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhängige
Behörde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschätzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollständig umsetze.

Um über die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesrätin an den von-Wattenwyl-
Gesprächen teil. Sie führte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems für eine bodengestützte Luftverteidigung als
referendumsfähiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespräsidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprächen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte über die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch über das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem über den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wünschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik. 

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte über die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem über die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019–2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung. 

Mitte November – also nach den eidgenössischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur – diskutierten die Beteiligten Politikspitzen über die prognostizierte
konjunkturelle Abschwächung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich früh mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mögliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstützung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. 1

ANDERES
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wirtschaft

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Fin 2019, on fêtait les 20 ans de Lothar, ce cyclone qui frappa l'Europe de l'Ouest avec
une puissance peu égalée. En Suisse, les cantons de Berne, Nidwald, Lucerne et
Fribourg étaient particulièrement touchés, avec des dégâts causés tant sur les
infrastructures et les habitations que sur les milieux naturels. Au total 29 personnes
périront en Suisse lors de cet événement ou lors des travaux de déblayage et 10 millions
d'arbres, soit 2 pour cent de l'ensemble des arbres sur le territoire, seront balayés par
la tempête. A l'époque plus d'un demi-milliard de francs avait été débloqué par les
autorités fédérales pour assurer les travaux de déblayage, de restauration des forêts et
d'aide au secteur sylvicole. Mais 20 ans après, on constate que les forêts suisses ont
profité de Lothar. En effet, ont été particulièrement touchées, les monocultures
d'épicéas qui n'ont montré aucune résistance face aux assauts de la tempête, à cause
de leur système racinaire peu profond. Suite à ces événements, il a souvent été décidé
de laisser la forêt repousser par elle-même, afin d'observer la manière dont les
écosystèmes se régénèrent, ce qui a également permis de limiter les dépenses liées à
une replantation systématique des arbres. Les expert.e.s se reposaient sur des
expériences faites suite à la tempête Vivian, intervenue quelques années auparavant
(1990); certaines zones avaient été laissées telle quelle. On avait alors pu observer que
les bénéfices découlant de ce «laisser-aller» étaient bien plus grands qu'une action
humaine de replantation complète. Le même constat a pu être fait avec les zones
laissées en friche après Lothar; des zones qui se montrent bien plus résistantes face
aux canicules, face aux tempêtes, avec une plus grande diversité biologique et des
écosystèmes plus complexes. L'Institut fédéral de recherches sur la forêt, la neige et le
paysage (WSL) a toutefois pu noter que la plantation ciblée de quelques groupes
d'arbres de type feuillus sur de vastes zones dévastées pouvait aider à l'obtention d'une
forêt riche en espèces. Tous ces éléments permettent également de penser la forêt de
demain qui devra faire face à des événements extrêmes toujours plus récurrents, tant
les épisodes caniculaires que les tempêtes représentant de véritables stress-test pour
ces écosystèmes, comme l'ont encore montrés les événements survenus en 2018
(sécheresse et cyclone Burglind).
Parmi les autres conséquences importantes de Lothar, on peut relever l'explosion des
populations de scolytes – ces petits insectes s'attaquant particulièrement aux épicéas
et ayant provoqué des dégâts très importants – ainsi qu'une baisse importante des prix
du bois, le secteur en question ne se relevant jamais complètement de cet épisode. 2

ANDERES
DATUM: 23.12.2019
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Die schweizerische Verkehrspolitik stand 1985 im Zeichen einer verstärkten
Sensibilisierung für die zunehmende Belastung der Umwelt. Im Zusammenhang mit der
Diskussion um das Waldsterben massen die eidgenössischen Räte einer
umweltfreundlichen Verkehrspolitik denn auch grosse Bedeutung zu. Einerseits
verlangten sie Massnahmen zur Reduktion des Schadstoffausstosses von
Motorfahrzeugen, andererseits bestand ein breiter Konsens darüber, dass ein
Umsteigen vom privaten auf den öffentlichen Verkehr gefördert werden müsse. Dass in
den letzten Jahren geradezu ein Paradigmenwechsel von finanzpolitischen zu Verkehrs-
und umweltpolitischen Fragestellungen stattgefunden hat und die Verkehrspolitik zu
einem öffentlichen Thema ersten Ranges geworden ist, zeigt auch die grosse Zahl von
hängigen oder angekündigten Volksinitiativen auf eidgenössischer wie auf kantonaler
Ebene.

ANDERES
DATUM: 31.12.1985
KATRIN HOLENSTEIN
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Strassenverkehr

Das Verlangen nach einer stärkeren Eindämmung der Verkehrsimmissionen machte
sich vermehrt bemerkbar. Zwar fand eine vom Nationalrat 1972 unterstützte Forderung,
dass ab 1975 nur noch praktisch abgasfreie Fahrzeuge zugelassen werden sollten, die
Zustimmung der Kleinen Kammer nicht, doch wünschten beide Räte vom Bundesrat
innert Jahresfrist Vorschläge für eine Verschärfung der Abgas- und Lärmvorschriften.
Bundesrat Furgler sprach sich in diesem Zusammenhang für eine etappenweise
Reduktion der Abgase um 90 Prozent aus. Der Schweizerischen Gesellschaft für
Umweltschutz genügten diese Stellungnahmen jedoch noch nicht, und sie kündigte
neue Vorstösse an. Zudem lancierte eine sanktgallische «Arbeitsgruppe saubere
Schweiz» ein Volksbegehren für eine drastische Beschränkung der Benzinmotorabgase
(Albatros). Das verbreitete Unbehagen über die Verkehrsimmissionen wurde im
Dezember noch durch eine weitere Initiative, die strengere Lärmbestimmungen im
Strassenverkehr verlangte, unterstrichen. Anderseits wurde das im Vorjahr eingeleitete
Verfahren für einen Beitritt der Schweiz zum europäischen Abkommen über Ausrüstung
und Bestandteile von Motorfahrzeugen mit der Genehmigung durch den Nationalrat
abgeschlossen (BRG 11380). Darauf erliess der Bundesrat gegen Jahresende strengere
Abgasvorschriften im Rahmen einer Revision der Verordnung über Bau und Ausrüstung
der Strassenfahrzeuge. Schon im Sommer hatte er auf einen Vorstoss im Nationalrat
bekanntgegeben, dass eine Arbeitsgruppe Richtlinien für die Lärmbekämpfung in der
Nähe von Hochleistungsstrassen ausarbeite (Po. 11420). Die Verwendung von Stiftreifen
im Winter wurde noch einmal einschränkenderen Bedingungen unterstellt (Po. 11620). 3

ANDERES
DATUM: 07.06.1973
OSCAR ZOSSO

Ende Dezember 2018 unterzeichneten Bundesrätin Leuthard und Vertreterinnen und
Vertreter der Auto-, Elektrizitäts- und Immobilienbranche, der Verkehrsverbände und
von Bund, Kantonen und Gemeinden die «Roadmap Elektromobilität 2022». Diese zielt
auf eine Erhöhung des Anteils der Elektrofahrzeuge an den Neuzulassungen von
Personenwagen auf 15 Prozent bis 2022. Die Roadmap enthält dazu konkrete
Massnahmen in den Bereichen Marktentwicklung, Ladeinfrastruktur und
Rahmenbedingungen, etwa die Schaffung von Lademöglichkeiten in Gebäuden, den
Aufbau eines nationalen Schnellladenetzes und die gezielte Ausbildung von
Fachpersonal. Die Roadmap steht gemäss Wortlaut weiteren Akteuren offen und
weitere Massnahmen könnten jederzeit integriert werden. Die Öffentlichkeit solle
regelmässig über den Stand der Umsetzung informiert werden. 4

ANDERES
DATUM: 18.12.2018
NIKLAUS BIERI

Umweltschutz

Naturgefahren

Le glacier du Trift a perdu une partie de sa langue, environ 150'000 mètres cubes de
glace. Avec le réchauffement des températures, la zone de contact entre la glace et la
roche a peu à peu fondu. Sans assise, la glace s'est détachée. Il n'y a eu aucune victime
et les habitants ont pu rejoindre leur domicile quelques heures plus tard. D'après le
Réseau suisse des observations glacières (GLAMOS), le glacier a reculé d'un kilomètre
depuis 1850. 5

ANDERES
DATUM: 10.09.2017
DIANE PORCELLANA

Luftreinhaltung

Über weitere Vorstösse zur Bekämpfung des Lärms und der Abgase haben wir bereits
an anderer Stelle berichtet (Initiative für 12 autofreie Sonntage und Revision des
Luftfahrtgesetzes).

ANDERES
DATUM: 31.12.1976
HANS HIRTER

Les quelque vingt Etats-membres de la Commission économique pour l'Europe des
Nations Unies (ECE) se sont réunis mi-février à Genève afin de débattre des problèmes
rattachés à la pollution de l'air. A cette occasion, un bilan favorable des effets déployés
par la Convention de Genève de 1979 sur la pollution atmosphérique transfrontière à
longue distance ainsi que par ses protocoles a pu être dressé en ce qui concerne la
lutte contre le dioxyde de soufre (SO2), puisque les émissions de ce composé chimique
ont diminué de 48% depuis 1980. En revanche, aucune baisse significative de dioxyde
d'azote (NOx) n'a pu être constatée. Cette réunion aura également permis à l'ECE de
présenter les résultats de plusieurs enquêtes récentes sur la mortalité induite par des

ANDERES
DATUM: 31.12.1996
LIONEL EPERON

01.01.65 - 01.01.21 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



maladies intimement liées à la pollution de l'air. A ce titre, le DFTCE devait d'ailleurs
présenter dans le courant du mois de mai une étude fort controversée sur les coûts
externes du trafic motorisé. D'après les conclusions de cette expertise, la pollution de
l'air imputable à la route serait à l'origine de la mort prématurée de plus de 2000
personnes ainsi que de dizaines de milliers de cas de bronchite par année pour un
montant global de CHF1.6 milliard en frais de santé. 6

En collaboration avec l'industrie chimique bâloise, l'OFEFP a mené un projet pilote en
vue de l'établissement éventuel d'un registre national des émissions polluantes. A
cette fin, les émissions et les quantités de déchets résultant de la transformation de
cinq substances polluantes ont été mesurées dans 17 usines chimiques. Mentionnés
dans l'Agenda 21 de la Conférence de Rio, ces registres offrent un panorama des
charges polluantes dans l'espace et le temps et permettent en outre de directement
mesurer les réductions d'émissions ou de quantités de déchets qui peuvent
éventuellement advenir. Au terme du projet, les représentants de l'industrie chimique
n'ont pas rejeté a priori l'établissement d'un tel document à l'échelon national. Ils ont
néanmoins redouté que celui-ci soit suivi par des prescriptions étatiques
supplémentaires en matière de protection de l'environnement. 7

ANDERES
DATUM: 15.05.1997
LIONEL EPERON

In der Sommersession gab der Ständerat der Motion Jenny (svp, GL) statt, welche
fordert, alle Dieselmotoren bis 2010 mit den besten verfügbaren Technologien zur
Minderung der Emissionen von Feinstaub und Stickoxiden auszurüsten. Der Nationalrat
stimmte der Motion in der Herbstsession in geänderter Form zu. Gemäss dem neuen
Wortlaut soll das Ziel EU-kompatibel und mit praxistauglichen Übergangsvorschriften
und Anreizsystemen bis zum Jahr 2013 realisiert werden. Der Ständerat wird sich daher
2008 nochmals mit dem Vorstoss befassen müssen. 8

ANDERES
DATUM: 06.12.2007
ANDREA MOSIMANN

Le Conseil des Etats a approuvé la motion Jenny (udc, GL) telle que modifiée par le
Conseil national l’année précédente. Il a ainsi transmis au Conseil fédéral le mandat de
veiller à ce que, d’ici à 2013, tous les moteurs diesels soient équipés des meilleures
technologies disponibles pour réduire les émissions de poussières fines et d’oxyde
d’azote. Le dispositif retenu devra en outre être compatible avec les prescriptions
européennes en la matière. 9

ANDERES
DATUM: 12.03.2008
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil national a refusé d’introduire une étiquette indiquant les émissions de CO2
générées par la production et le transport des denrées alimentaires non
transformées. La chambre basse a rejeté, par 74 voix contre 69, une initiative
parlementaire Pierre Kohler (pdc, JU) visant à réviser la loi fédérale sur la protection de
l’environnement en ce sens. 10

ANDERES
DATUM: 13.03.2008
NICOLAS FREYMOND

Basierend auf jüngsten Forschungsergebnissen zu den Auswirkungen der
Feinstaubbelastung auf die Gesundheit empfahl die Eidgenössische Kommission für
Lufthygiene (EKL) im März die Einführung eines Grenzwertes für kleine
Feinstaubpartikel. Während die aktuelle Luftreinhalteverordnung einen
Immissionsgrenzwert für grössere Feinstaubpartikel enthält, fehlt ein solcher für
kleinere Partikel. Hier solle die Schweiz den Richtwert der Weltgesundheitsorganisation
übernehmen, so die Forderung der EKL. Um den Grenzwert einzuhalten, müssten
zusätzliche Massnahmen getroffen werden, namentlich auch bei den Holzfeuerungen. 11

ANDERES
DATUM: 19.03.2014
MARLÈNE GERBER
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Allgemeiner Umweltschutz

Sowohl bei der Luftverschmutzung als auch bei der Lärmbekämpfung und der
Abfallbewirtschaftung wurde deutlicher als zuvor die Frage aufgeworfen, ob die eher
auf Symptombekämpfung ausgerichtete Umweltpolitik genüge, oder ob es nötig sein
werde, eine Politik zu betreiben, welche an den Ursachen der Umweltbedrohung
ansetzt. Dabei vertrauten die Befürworter einer Wende vor allem auf regulative
Massnahmen, die sie durch eine konsequente Durchsetzung des Verursacherprinzips
ergänzt sehen möchten. Skeptiker gingen jeweils vom Gegensatz zwischen Ökonomie
und Ökologie aus, sahen in der lancierten Umweltpolitik eine neue Bürokratisierung der
Wirtschaft und propagierten die vermehrte Berücksichtigung des Marktes. Im
Berichtsjahr blieb noch unklar, wieweit Einstellungsänderungen auch ein neues
Verhalten zur Folge haben. Zwar kündigen sich neue Entwicklungen an, doch machten
sich auch Verhärtungen und neue Konfliktlinien bemerkbar, die zwischen den negativ
Betroffenen von ökologisch inspirierten Lebensregeln und den Benachteiligten durch
das bisherige Verhalten verliefen. 12

ANDERES
DATUM: 05.12.1984
CLAUDE LONGCHAMP

Bei der Formulierung politischer Konzepte gingen die Umweltorganisationen im
Verbund mit Teilen der Wissenschaft voraus, die Parteien und die Massenmedien
übernahmen die Aufgabe, artikulierte Interessen zusammenzufassen und je nach
Standort zu bewerten. Der Bundesrat verabschiedete erste Massnahmenpakete zur
Bekämpfung der als zentral erachteten Luftverschmutzung. Skepsis machte sich jeweils
in den Reaktionen der Wirtschaftsverbände und wichtiger Interessenorganisationen des
Automobilverkehrs bemerkbar, die ihrerseits versuchten, gemeinsam mit einzelnen
wissenschaftlichen Experten und der Boulevardpresse hemmend auf die Entstehung
einer neuen Umweltpolitik einzuwirken.

ANDERES
DATUM: 31.12.1984
CLAUDE LONGCHAMP

Seit Mitte 2014 besteht in der Schweiz ein nationales Netzwerk für Ressourceneffizienz
(Reffnet), das dafür sorgen will, dass die durch Unternehmen verursachte
Umweltbelastung jährlich um 74 Mrd. sogenannte Umweltbelastungspunkte (UBP) – eine
Masszahl, welche die Gesamtheit an negativen Umwelteinflüssen durch
Luftverschmutzung, Klimawandel etc. ausdrückt – sinkt. Das als Verein organisierte
Netzwerk – zum gegebenen Zeitpunkt sind etwas über 20 Beraterinnen und Berater
tätig – berät Firmen bezüglich Steigerung der Ressourceneffizienz im Energie- und – in
erster Linie – im Materialbereich. Ein Jahr später zog Reffnet zum ersten Mal Bilanz: Bis
Mitte Jahr hätte man bereits 50 Mrd. Umweltbelastungspunkte einsparen können, was
der Umweltbelastung eines Dorfes mit einer Bevölkerung von 2500 Leuten entspreche.
Bisher hätten sich 50 Unternehmen von Reffnet beraten lassen. Die acht Betriebe, die
bereits konkrete Massnahmen umgesetzt hätten, konnten insgesamt Einsparungen im
Wert von CHF 2.5 Mio. verzeichnen. Das BAFU unterstützt Reffnet jährlich mit einem
maximalen Betrag von CHF 1.1 Mio.  Der Verein ist angehalten, mindestens den gleichen
Betrag aus dem eigenen Topf oder durch weitere Finanzierungsquellen beizusteuern. 13

ANDERES
DATUM: 01.01.2015
MARLÈNE GERBER

Klimapolitik

Trotz gewisser erzielter Erfolge beim Rückgang des CO2-Ausstosses von Neuwagen
heizte sich das Klima bei den Autoimporteuren 2014 an. Im Berichtsjahr mussten diese
nämlich CHF 5,1 Mio. Sanktionen zahlen, da der Ausstoss von Neuwagen im Jahr davor
im Schnitt noch immer bei 145 g CO2/km gelegen und somit den seit 2013 geltenden
Zielwert von 130 g CO2/km überstiegen hatte. Darüber hinaus folgte der Nationalrat im
Rahmen der Debatte zur Energiestrategie 2050 dem Bundesrat und verlangte im
Einklang mit der EU-Norm verschärfte Reduktionsziele bis 2020 (95 g CO2/km für
Personenneuwagen). Das Argument von Christian Wasserfallen (fdp, BE), dass die
topographischen Gegebenheiten in der Schweiz im Unterschied zu den meisten EU-
Ländern vermehrt den Einsatz von Vierradantrieben verlangen würden, konterte Beat
Jans (sp, BS) erfolgreich mit der Aussage, die Eigentümer von Personenwagen mit dem
höchsten CO2-Ausstoss seien an der Goldküste heimisch. 14

ANDERES
DATUM: 01.07.2014
MARLÈNE GERBER
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Ces dernières années, les Alpes ont connu plusieurs éboulements et écroulements.
Récemment, le village de Bondo a été touché par une coulée de lave torrentielle. Les
zones instables couvrent entre 6 et 8 % de la superficie du pays, elles se trouvent
principalement dans les massifs préalpin et alpin. Pour prévenir les catastrophes y
découlant, la Confédération a lancé, en 2013, 31 projets d'adaptation portant sur la
pénurie d'eau, les dangers naturels, les écosystèmes, le développement des villes,
l'utilisation des terres, le transfert des connaissances et les questions de gouvernance.
Actuellement, le pays compte une douzaine de stations d’alerte pour les laves
torrentielles. Des nouvelles solutions dans la surveillance de versants de montagne sont
testées. Pour réduire les risques liés aux dangers naturels, une gestion intégrée des
risques est privilégiée. Le coût des ouvrages de protection est financé, au niveau
national, à hauteur de 35 à 45%. La Confédération prend en charge à 50% le coût des
données de bases telles que les cartes de dangers. 15
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Dans le cadre de la mise en œuvre de l’Accord de Paris, les caisses de pension et les
assurances suisses ont été invitées à analyser la compatibilité climatique de leurs
portefeuilles d'actions et d'obligations. Les investissements faits actuellement peuvent
se répercuter sur les émissions futures de gaz à effet de serre et les changements
climatiques pourraient engendrer des risques potentiels pour le marché financier. Elles
ont pu gratuitement, anonymement et volontairement évaluer leurs titres. Environ 80
caisses de pension et assurances, couvrant deux-tiers du patrimoine géré, ont joué le
jeu. Les résultats, sur la base des décisions d'investissement prises, suivent la tendance
sur le marché mondial, soit l'atteinte d'un réchauffement mondial allant de 4 à 6
degrés. Par rapport au marché mondial, les investissements des caisses de pension et
des assurances sont à la traîne s'agissant du développement des énergies
renouvelables. Ils sont conformes pour la production de gaz naturel et de pétrole. Les
participants ont obtenu des recommandations, afin que leurs décisions
d'investissement respectent l'objectif des 2 degrés. Pour éviter des pertes lors de
l'adaptation de leurs plans d'investissement et de production, un groupe d'expert
réalisera des analyses sur la base des scénarios d'une limitation du réchauffement à 2
degrés. Des recommandations sont déjà mises en œuvre. Le Conseil fédéral mise sur
des mesures librement consenties par le secteur financier. Il projette d'élaborer des
méthodes de mesure pour faciliter la comparaison internationale et ainsi abaisser les
coûts pour les établissements financiers et les investisseurs. 16
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La BNS a déposé une demande pour rejoindre le réseau de banques centrales, le
Network for Greening the Financial System, constitué suite à l'Accord de Paris dans le
but d'écologiser le système financier mondial. La BNS espère acquérir des
connaissances à propos des risques climatiques sur la stabilité financière et profiter de
l'échange d'expérience en la matière avec des banques centrales. Adèle Thorens
Goumaz (verts, VD) félicite la démarche de la banque nationale. Selon elle, la BNS
devrait «verdir» ses investissements. 17
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